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„Sind wir verpflichtet andere zu schützen?“ – Rechtlichen und 
ethischen Fragen der „Responsibility to protect“ ging die Enquete 
des Instituts für Religion und Frieden am 16. Oktober 2012 an der 
Landesverteidigungsakademie in Wien nach. 
 
Militärbischof Christian Werner und Bischofsvikar Werner 
Freistetter, der Leiter des Instituts für Religion und Frieden, konn-
ten auch den Militärerzbischof für Brasilien, Osvino José Both, 
den kroatischen Militärbischof Juraj Jezerinac, den britischen Mili-
tärbischof Richard Moth, Militärbischof František Rábek aus der 
Slowakei und US-Militärauxiliarbischof Richard Spencer als Teil-
nehmer begrüßen sowie weitere Vertreter der Militärseelsorge 
aus Mexiko, Italien, Bosnien-Herzegowina, Deutschland, Frank-
reich, der Tschechischen Republik, Slowenien, Niederlande, Bel-
gien, Polen und Irland. 
 
Im ersten Panel zeichnete Botschafter Hans Winkler, Staatssek-
retär a.D. und Direktor der Diplomatischen Akademie in Wien, 
die Vorgeschichte der Entstehung des Konzepts „Responsibility 
to protect“ (R2P) nach: Neben der Konvention gegen den Völ-
kermord 1948 war vor allem die Weltkonferenz zum Schutz der 
Menschenrechte 1993 in Wien von entscheidender Bedeutung, 
die das Prinzip hervorstrich, dass die Sorge um die Menschen-
rechte in anderen Staaten keine Einmischung in deren innere 
Angelegenheiten darstellt. Eine weitere wichtige Grundlage war 
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die Verankerung eines Rechts auf Intervention in der Afrikani-
schen Union. Als 2001 eine Kommission unter kanadischem Vor-
sitz (International Commission on Intervention and State Sove-
reignty ICISS) eine Studie mit dem Titel „Responsibility to pro-
tect“ vorlegte und die Vereinten Nationen anregte, sich mit die-
sem Konzept zu beschäftigen, kam der Widerstand zunächst vor 
allem aus den Staaten des Südens, die einen Missbrauch dieses 
Konzepts durch interventionsfreudige Großmächte fürchteten. In 
den folgenden Jahren wurde es aber zunehmend akzeptiert und 
fand 2005 Eingang in ein Dokument der UN-Generalversamm-
lung. Die Responsibility to protect ist in erster Linie die Verant-
wortung des Staates, seine Bürger vor Menschenrechtsverlet-
zungen zu schützen, in zweiter Linie jene der internationalen 
Gemeinschaft, Maßnahmen zu ergreifen, wenn der Staat dieser 
Verantwortung nicht nachkommen kann oder will. Dieses Kon-
zept ist als Festigung bzw. Wiederholung geltenden Völkerrechts 
zu betrachten. Neu ist daran allerdings, dass der Sicherheitsrat 
bei schweren Menschenrechtsverletzungen innerhalb eines Staa-
tes Maßnahmen ergreifen kann, ohne sich auf eine Gefährdung 
des internationalen Friedens berufen zu müssen.  
 
Ursula Hann vom Referat Internationales Recht im Bundesminis-
terium für Landesverteidigung und Sport sieht im R2P-Konzept, 
wie es von der ICISS vorgelegt wurde, eine Neuformulierung der 
staatlichen Souveränität. Zu den Souveränitätsrechten treten 
Pflichten den eigenen Bürgern gegenüber hinzu. Anders als das 
umstrittene Konzept der „Humanitären Intervention“ ist R2P 
innerhalb des UN-Systems angesiedelt: Primär soll der Sicher-
heitsrat zuständig sein, in zweiter Linie die Generalversammlung 
der UN oder regionale Abkommen. Nach der Übernahme von 
R2P in einen Text der UN-Generalversammlung 2005 bemühte 
sich der UN-Generalsekretär in mehreren Dokumenten um die 
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Etablierung von Mechanismen und Kooperationen, bislang aller-
dings mit geringem Erfolg. Die Resolution des UN-Sicherheits-
rats 1973 (2011) zu Libyen betonte die Verantwortung Libyens für 
den Schutz der Zivilbevölkerung, stellte fest, dass die Angriffe 
auf die Zivilbevölkerung möglicherweise bereits Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit darstellen und autorisierte ein Einschrei-
ten zum Schutz von Zivilisten, erwähnte den Begriff R2P aber 
nicht in Bezug auf die Verantwortung der Staatengemeinschaft. 
Hann gab zu bedenken, dass der Libyeneinsatz ein Schritt in die 
falsche Richtung gewesen sein könnte, weitere Maßnahmen un-
ter Berufung auf R2P (etwa im Blick auf Syrien) sowie die Ent-
wicklung hin zu einer völkerrechtlichen Verpflichtung seien im 
Moment nicht absehbar.  
 
Günther Fleck, der Leiter des Referats Militärpsychologie und 
Bildungswissenschaften am Institut für Human- und Sozialwis-
senschaften der Landesverteidigungsakademie in Wien, sprach 
über psychologische Aspekte protektiven personenbezogenen 
Handelns. Protektive Handlungen dürfen nicht isoliert gesehen 
werden, sind immer in einen Kontext eingebettet und haben ei-
nen zeitlichen Verlauf, der von der (Gefahren-)Wahrnehmung 
über die Erkenntnis des Bedarfs, die Handlungsabsicht bis zur 
Planung, Durchführung und Erfolgsüberprüfung fortschreitet. 
Wichtige psychologische Aspekte sind die Motivation sowie die 
Fähigkeit zur protektiven Handlung, die Bezogenheit und Bezie-
hungsgestaltung, die Identifikation mit dem bedrohten Opfer, 
Einfühlung und Einsfühlung sowie Verantwortung und Verbind-
lichkeit. Eine besondere Gefahr sieht Fleck aus individualpsycho-
logischer Perspektive in einer selektiven Identifikation mit Men-
schen, die gleiche Interessen haben oder ähnliche Persönlich-
keitscharakteristika aufweisen, und in der Dehumanisierung des 
Feindes.  
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Im zweiten Panel stieg Bernhard Koch vom Institut für Theologie 
und Frieden (Hamburg) in die moralphilosophische Debatte um 
das Recht im Krieg ein. Während Michael Walzer in seinem ein-
flussreichen Buch „Just and unjust wars“ die Unabhängigkeit des 
Rechts im Krieg vom Recht zum Krieg hervorstrich und in der Fol-
ge eine moralische Gleichrangigkeit der Kombattanten annahm, 
sehen Philosophen wie Jeff McMahan diese Position im Wider-
spruch zu sämtlichen anderen Formen, wie im Alltag Gewalt legi-
timiert oder delegitimiert wird, besonders bei einer Notwehrsitua-
tion. Sie gehen von einer unterschiedlichen Verantwortlichkeit 
der Beteiligten aus und leiten davon die Legitimität der Gewalt-
anwendung ab. Ist ein Angreifer am Angriff nicht schuld, darf ge-
gen ihn auch keine Gewalt zur Abwehr des Angriffs angewendet 
werden, so als ob er ein Unbeteiligter wäre. Ist seine Verantwort-
lichkeit vermindert, ist der Verteidiger gehalten, verminderte Ge-
waltmittel einzusetzen. Wenn das nicht möglich ist, etwa wenn 
der eine nur überleben kann, wenn er den anderen tötet, so soll 
der den ganzen Schaden tragen, der größere Verantwortlichkeit 
trägt. Unterschiedliche Verantwortlichkeit ist auch in aktuellen 
militärischen Auseinandersetzungen anzunehmen: Wenn Solda-
ten für einen menschenrechtsverachtenden Diktator kämpfen, 
tun sie das heute, wo gemäß R2P das Menschenrechtsprinzip 
gegenüber dem Souveränitätsprinzip so stark gemacht wird, wie 
Komplizen eines Verbrechers, allerdings mit unterschiedlichem 
Grad an Verantwortlichkeit. Und umgekehrt: Wer als Soldat in 
humanitären Interventionen kämpft, tut das heute nicht so sehr 
als Instrument seines Staates, sondern im Dienst eines globalen 
Menschenrechtsschutzes. Eine sehr schwierige Frage ist dabei, in 
welchem Ausmaß Soldaten im Rahmen einer Intervention zum 
Schutz der Menschenrechte ihre Risiken minimieren dürfen (etwa 
durch Bombenabwürfe aus großer Höhe), wenn das die Gefahren 
für die Zivilbevölkerung erhöht.  
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Dass staatliche Souveränität eingeschränkt ist, ist in der kirchli-
chen Tradition kein neuer Gedanke, wie Gerhard Beestermöller, 
der stellvertretende Direktor des Instituts für Theologie und Frie-
den, anhand der Enzyklika „Pacem in terris“ zeigte. So war es 
auch nicht überraschend, dass Papst Benedikt XVI. den Begriff der 
Responsibility to protect positiv aufnahm. Allerdings dürfe dabei 
der Kontext nicht aus den Augen verloren werden: Die Überle-
gungen zum Schutz der Menschenrechte stehen im Kontext der 
kirchlichen Tradition der Kriegsächtung, nach der Krieg an sich 
eine äußerst schwerwiegende Verletzung der Rechte und Würde 
der Menschen darstellt. Die eigentliche Frage ist also nicht Souve-
ränität kontra Responsibility to protect, sondern: Schützen wir die 
Menschenrechte eher, indem wir keinen Krieg führen, oder indem 
wir bei schweren Menschenrechtsverletzungen intervenieren? 
Und vor allem: Wie kann R2P dazu beitragen, dass militärische 
Maßnahmen in ihrem Kontext überflüssig werden? Die kirchliche 
Friedensethik denkt vom Weltgemeinwohl aus, denkt Gerechtig-
keit und Sicherheit gleichrangig. Die Argumentation mit humani-
tären Gründen birgt eine beträchtliche Missbrauchsgefahr, wie 
etwa auch in Bezug auf den Irakkrieg deutlich wurde. Falls es eine 
global verstandene Pflicht zur Intervention gibt, dann müsste das 
auch beim Einzelnen ankommen können, d.h. dann müssten wir 
bereit sein zu akzeptieren, dass wir oder unsere Kinder eingezo-
gen werden können, um für den Schutz der Menschenrechte in 
einer weit entfernten Region zu kämpfen. Eine Weltwehrpflicht 
müsste entsprechend dem Weltgemeinwohl zumindest denkbar 
sein. Eine glaubwürdige Legitimation militärischer Interventionen 
mit dem Schutz der Menschenrechte ist nicht möglich, wenn wir 
uns nicht auf anderen Ebenen ebenso energisch für den Schutz 
der Menschenrechte einsetzen, etwa bei der Hilfe für Hungernde. 

 


